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Wachsende Beschwerdeflut
Helen Keller

Am 18. September hat der
Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte sein

10 000. Urteil gefällt. Während diese
Statistik die steigende Beliebtheit
des Gerichtshofes zeigt. veran­
schaulicht dieses Urteil einer brei­

teren Öffentlichkeit auch die gra­
vierenden Menschenrechtsverlet­

zungen in Tschetschenien.
Der Europäische Gerichtshof für

Menschenrechte wurde 1959 ge­
schaffen, um die Einhaltung der
Europäischen Menschenrechts­
konvention (EMRK) zu überwa­
chen. Der Gerichtshofbildet ein Or­

gan des Europarates, der nach dem
Zweiten Weltkrieg errichtet wurde,
um Demokratie, Menschenrechte

und Rechtsstaatlichkeit in Europa
zu fördern.

1998 wurde der Gerichtshof in

eine ständige Instanz umgewan­
delt, da die Anzahl eingereichter
Beschwerden kontinuierlich an­

stieg. Seither können Bürger und
Bürgerinnen der Mitgliedstaaten
des Europarates direkt an den Ge­
richtshof gelangen, nachdem sie
innerstaatlich sämtliche Be­

schwerdemöglichkeiten ausge­
schöpft haben.

Menschen aus ganz Europa ha­
ben in den letzten Jahren vermehrt

von der Möglichkeit der Individual­
beschwerde Gebrauch gemacht.
Zwischen 1959und 1998hatderGe­

richtshof 936 Urteile gefällt. Bis
2005 waren es bereits 5968 Urteile,

und im September hat der Ge­
richtshof, wie gesagt, sein 10000.
Urteil gefällt. In den letzten drei
Jahren haben sich die Urteile somit

nahezu verdoppelt.
Zu den besten Kunden in Strass­

burg gehören Bürger aus Russland,
Rumänien, der Türkei, der Ukraine
und Polen. Aus diesen fünf Staaten
stammen über die Hälfte der Be­

schwerden. Diese Zahlen zeigen die
wachsende Bedeutung der Indivi­
dualbeschwerde. Kehrseite der Me-

Vor allem die

Beschwerden wegen
schwerster Menschen­

rechtsverletzungen

haben zugenommen.

daille ist, dass zurzeit vor dem Ge­
richtshof über 100000 Beschwer­

den hängig sind. Urteile können
kaum mehr in nützlicher Frist ge­
fällt werden.

Vor allem die Zahl der Beschwer­
den mit schwersten Menschen­

rechtsverletzungen und kompli­
zierten Sachverhaltsermittlungen
hat zugenommen. Während der
Gerichtshof im Jahr 1999 lediglich
in vier Fällen eine Verletzung des
Rechts auf Leben und des Verbots

unmenschlicher Behandlung fest­
stellte, waren es im Jahr 2007 bereits
102 Urteile. Allein Russland wurde

dabei in 38 Fällen gerügt. So stellte
der Gerichtshof auch in seinem

10 000. Urteil fest, dass Russland das
Recht aufLeben und das Verbot un­

menschlicher Behandlung miss­
achte.

Es handelt sich bei diesem

10000. Fall, dem Fall Tachajewa ge­
gen Russland, um die Entführung
eines Tschetschenen: Der junge
Ajub Tachajew wurde im Jahr 2002
von einer Spezialeinheit der russi­
schen Armee aus seinem Haus ent­

führt. Sämtliche Bemühungen der
Familie, den Sohn ausfindig zu ma­
chen, schlugen fehl, denn keine der
angerufenen Behörden wurde tä­
tig. 2004 wandten sich die Angehö­
rigen schliesslich an den Gerichts­
hof und machten geltend, dass
Russland Ajub Tachajew entführt
und umgebracht habe.

Die Regierung Russlands stritt
sämtliche Vorwürfe ab und weiger­
te sich, Unterlagen zum Fall vorzu­
legen. Dies war ein wichtiger
Grund, weshalb der Gerichtshof es
als erwiesen erachtete, dass das rus­

sische Militär Tachajew entführt
hatte. Der Gerichtshof äusserte so­

gar die Befürchtung, dass Tachajew
umgebracht worden sei. Russland
habe sich somit der Tötung und der
mangelnden Aufklärung der Tat
schuldig gemacht.

Des Weiteren warf der Gerichts­

hofRussland vor, bei denAngehöri­
gen Tachajew psychisches Leiden
hervorgerufen zu haben, weil keine

angemessenen Untersuchungen
zur Tataufklärung geführt worden
waren.

Mit diesem Urteil verdeutlichte

der Gerichtshof einmal mehr, dass

Verzögerungen, Verschleppungen
und mangelnde Kooperation der
Mitgliedstaaten nicht geduldet
werden. Angesichts der Beschwer­
deflut vor dem Gerichtshof sind wir

mehr denn je darauf angewiesen,
dass die Mitgliedstaaten einen wir­
kungsvollen Grundrechtsschutz
bereits auf nationaler Ebene ge­
wäl1fleisten.
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